Ergebnisprotokoll Arbeitsgruppe Menschen mit Behinderungen bei der Senatsverwaltung für Arbeit, Soziales, Gleichstellung, Integration, Vielfalt und Antidiskriminierung (SenASGIVA)
Am 13.02.2026, 13:30 bis 15:30 Uhr
Ort: Videokonferenz  
Teilnehmer*innen:
Böttcher, Bianca	SenASGIVA, Abteilung Arbeit und Berufliche Bildung		
Cypra, Susanna	SenASGIVA, Abteilung Soziales
[bookmark: _Hlk222384211]Dombrowski, Jasper	Landesbeirat für Menschen mit Behinderungen
Fleischer, Philipp	SenASGIVA, Abteilung Soziales
Focke, Anke Lea	Bezirksbeauftragte für Menschen mit Behinderungen Marzahn-Hellersdorf	
Gembus, Martina	SenASGIVA, Abteilung Integration und Migration
Kaup, Daniela	Bezirksbeauftragte für Menschen mit Behinderungen Lichtenberg
[bookmark: _Hlk222384156]Khalil, Nicole					Landesbeirat für Menschen mit Behinderungen
Kindlein, Hanna				Landesbeirat für Menschen mit Behinderungen
Koch, Stefan					HSBV
Metzing, Holger	Landesbeirat für Menschen mit Behinderungen
Dr. Nieß, Meike	Referentin der Landesbeauftragten für Menschen mit Behinderungen
Nehl, Theresa	SenASGIVA, Abteilung Frauen und Gleichstellung
Otto, Carola	Gebärdensprachdolmetscherin
Peth, Christian	Wohlfahrtsverband Der Paritätische
Probst, Herbert	Landesbeirat für Menschen mit Behinderungen
Schwarz, Patrick				SenASGIVA, Abteilung Soziales	
[bookmark: _Hlk222384057]Seerig, Thomas				Landesbeirat für Menschen mit Behinderungen Stenger, Birgit				Landesberat für Menschen mit Behinderungen
Stronz, Dominik				Landesberat für Menschen mit Behinderungen
Talbot, Friederike	SenASGIVA, Abteilung Vielfalt und Antidiskriminierung
[bookmark: _Hlk222383265]Dr. Würtz, Julia	SenASGIVA, Abteilung Soziales
Zander, Thomas				Landesbeirat für Menschen mit Behinderungen
Zander-Tabbert, Dina			Gebärdensprachdolmetscherin
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TOP 1: Begrüßung
· Frau Dr. Würtz leitet die Sitzung in Vertretung für Frau Dr. Rehse und begrüßt die Teilnehmenden. 
· Die Tagesordnung sowie die Einladung wurden den Teilnehmenden am 30.01.2026 zugesandt.
TOP 2: Protokollkontrolle
· Das Protokoll der letzten Sitzung wurde den Teilnehmenden am 15.01.2026 zugesandt.
· Das Protokoll der letzten Sitzung wird ohne Änderungswünsche angenommen. 
TOP 3: Schwerpunktthema der Abteilung Soziales – Vorstellung des Konzepts zum neuen Berliner Maßnahmenplan 

· Frau Dr. Würtz vom Focal Point stellt das Konzept zur Fortschreibung des Maßnahmenplan „Berlin Inklusiv“ vor.
· Der Berliner Maßnahmenplan ist ein wichtiges Instrument zur Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention. Vorläufer des ersten Maßnahmenplans, der von 2020 bis 2025 galt, waren 2011 die „Zehn behindertenpolitische Leitlinien des Landes Berlin zur nachhaltigen Umsetzung der UN–BRK bis zum Jahr 2020“. Der letzte Maßnahmenplan wurde 2025 vom Deutschen Institut für Menschenrechte evaluiert.
· Der neue Maßnahmenplan soll ab 2027 für die Dauer der neuen Legislaturperiode aufgesetzt werden. Der aktuelle Konzeptentwurf für den neuen Maßnahmenplan ist auf Grundlage der Evaluation und des Austauschs mit dem Vorsitzendenteam des Landesbeirats und der Landesbeauftragten für Menschen mit Behinderungen entstanden. Zudem hat die Monitoring-Stelle des Deutschen Instituts für Menschenrechte hier eine beratende Funktion ausgeübt.
· Ziel des Maßnahmenplans ist ein gesamtstädtischer Rahmen, der Maßnahmen der jeweils zuständigen Ressorts in Handlungsfeldern bündelt und eine nachvollziehbare Steuerung ermöglicht.
· Ausgangslage sind strategische Ziele, die auf Basis der Ergebnisse des UN-Staatsberichts und der Daten zu den Lebenslagen von Menschen mit Behinderungen aus dem neuen Teilhabebericht entwickelt werden. Dafür sollen aus 12 Handlungsfeldern (beispielsweise Lebensbereiche wie Arbeit, Mobilität, Gesundheit, Freizeit) jeweils pro Handlungsfeld bis zu fünf strategische Ziele erarbeitet werden. Für die Zielentwicklung sind circa fünf Workshops zu jeweils 2 bis 3 Handlungsfeldern geplant. Die Workshops sollen zusammen mit den Koordinierungsstellen und fachlichen Vertretungen aus den Senatsverwaltungen, Vertretungen des Landesbeirats für Menschen mit Behinderungen, der Landesbeauftragten für Menschen mit Behinderungen, dem Focal Point und der Monitoring-Stelle des Deutschen Instituts für Menschenrechte stattfinden.
· Geplant ist ein Beschluss der strategischen Ziele durch die Staatssekretärskonferenz.
· Für die Entwicklung von Maßnahmen ist eine frühzeitige und breite Beteiligung von Interessensvertretungen, der Landesbeauftragten, Bürgerinnen und Bürgern sowie der Verwaltung vorgesehen. Für die Beteiligung von Bürgerinnen und Bürgern sind beispielsweise World Cafés, eine digitale Plattform und ein Beteiligungskoffer zur Erreichung vulnerabler Gruppen mit Behinderungen geplant. Dies sind z.B. Menschen mit intellektuellen Beeinträchtigungen, Kinder und Jugendliche, wohnungslose Menschen, Menschen mit Fluchterfahrungen und queere Menschen.
· Die federführenden Fachreferate entscheiden über die Übernahme der Vorschläge in die Maßnahmenentwicklung. Nach der Ressortabstimmung werden die Maßnahmen in den jeweiligen AGs Menschen mit Behinderungen besprochen und begründet, wenn Maßnahmen nicht aufgenommen werden. Anschließend werden die Maßnahmen in einem Gesamtpapier zusammengeführt und in barrierefreier Form veröffentlicht. Vorgesehen ist eine Verabschiedung auf Senatsebene und eine anschließende Zuleitung an das Abgeordnetenhaus zur Befassung in den Ausschüssen.
· [bookmark: _Hlk223002637]Ein Begleitgremium, bestehend aus Vertretungen des Landesbeirates für Menschen mit Behinderungen, den Koordinierungsstellen der Senatsverwaltungen, der Landesbeauftragten für Menschen mit Behinderungen, der Monitoring-Stelle des Deutschen Instituts für Menschenrechte und des Focal Point soll in den gesamten Prozess eingebunden werden. Von Frau Kaup wird vorgeschlagen, auch eine Vertretung der Bezirksbehindertenbeauftragten in das Begleitgremium aufzunehmen.
· Außerdem wird es einen Begleitprozess zur jährlichen Erhebung der Umsetzungsstände der Maßnahmen geben. Die Umsetzungsstände sollen auch auf den Webseiten der Verwaltungen veröffentlicht werden.
· Von Mitgliedern des Landesbeirats wird vorgeschlagen, Kontakte nach Wien und die Selbsthilfe-Koordinierungsstellen in den Bezirken zu nutzen, zur Beteiligung von vulnerablen Gruppen mit Behinderungen. Auch Seniorenvertretungen und pflegende Angehörige sollten im Rahmen der Beteiligung berücksichtigt werden. Es wird außerdem darauf aufmerksam gemacht, dass der Landesbeirat auch gegenüber den politischen Akteuren auf Staatssekretärs- und Senatsebene eine Beratungsfunktion hat und diese für die Umsetzung des Maßnahmenplans nutzen kann. Außerdem wird angeregt, bei den Zielen auch den jeweiligen Ist-Zustand mit aufzunehmen. Bezüglich der Finanzierung wird ein Sondervermögen für den Maßnahmenplan vorgeschlagen.
· In der Diskussion wird die Frage der politischen Verbindlichkeit angesprochen. Aus dem Landesbeirat wird die Verabschiedung als Senatsbeschluss mit anschließender Befassung im Abgeordnetenhaus thematisiert. Erbeten wird eine klare Darstellung, wie die Befassung des Abgeordnetenhauses (Weiterleitung in Ausschüsse, qualifizierte Rückmeldungen) in den Prozess eingebunden wird und wie die Wirksamkeit über Legislaturperioden gesichert werden kann.
· Vom Landesbeirat wird gebeten im Blick zu behalten, möglichst Doppelstrukturen im Hinblick auf andere Maßnahmenpläne (z.B. Maßnahmenplan für Seniorinnen und Senioren) zu vermeiden.
· Anmerkungen zum Konzept für den Maßnahmenplan können noch bis zum 27.02.2026 schriftlich eingereicht werden.


Aktuelles aus der Abteilung Soziales

· Aktuelles vom Teilhabebericht
· Herr Fleischer berichtet über den aktuellen Stand des Teilhabeberichts.
· Die Ergebnisse des Teilhabeberichts werden die Grundlage bilden für die Entwicklung der strategischen Ziele und der Maßnahmen des neuen Maßnahmenplans. Der Teilhabebricht beschreibt die Lebenslagen von Menschen mit Behinderungen systematisch. Die Erstellung des Teilhabeberichts erfolgt durch einen externen Dienstleister (ISG); dies wurde auch vom Deutschen Institut für Menschenrechte so empfohlen. 
· Eine Veröffentlichung ist für das erste Quartal 2026 geplant.
· In 2025 wurde eine Befragung mit über 4000 Teilnehmenden durchgeführt.
· Aus den vorliegenden Ergebnissen lassen sich bereits starke Unterschiede zwischen den Lebenslagen von Menschen mit und ohne Behinderungen feststellen.
· Die spezifischen Ergebnisse sollen dann auch in die jeweiligen Ausschüsse und Senatsverwaltungen gegeben werden.

· Einführung der Vorhabenplanung
· Frau Cypra berichtet, dass die verschiedenen Abteilungen der SenASGIVA viele Vorhaben gemeldet haben, bei denen eine Beteiligung der Interessensvertretungen möglich ist, da diese auch Menschen mit Behinderungen betreffen. 
· Insgesamt wurden 28 Vorhaben gemeldet und es werden voraussichtlich noch einige weitere im Laufe des Jahres dazu kommen.
· Die Vorhaben wurden bereits an die AG-Mitglieder gesandt; nun sollen die Interessensvertretungen entscheiden, bei welchen Projekten eine Beteiligung erwünscht ist.
· Herr Metzing äußert den Wunsch nach besserer Übersichtlichkeit der Vorhaben in Form einer Gesamtliste nach Vorbild der Bildungsverwaltung anstelle mehrerer Einzellisten. Die Geschäftsstelle sagt zu, eine praktikable Zusammenführung zu prüfen.
· Eine Nachfrage von Frau Dr. Nieß zur frühen Einbindung im Kontext des Berliner Umsetzungsgesetzes zum Gewalthilfegesetz wird im Nachgang der Sitzung noch einmal schriftlich an die Geschäftsstelle und an Frau Nehl gegeben.

TOP 4: Themen der Abteilung Frauen und Gleichstellung
Für die Abteilung Frauen und Gleichstellung werden in der Sitzung keine aktuellen Maßnahmen vorgestellt. 

TOP 5: Themen der Abteilung Vielfalt und Antidiskriminierung
· Programm der LADS-Akademie in 2026
Frau Talbot berichtet, dass das Programm der LADS-Akademie 2026 veröffentlicht ist und kostenfreie Fortbildungen für Mitarbeitende der Berliner Verwaltung sowie teilweise für gemeinnützige Träger und Vereine anbietet. Genannt werden u. a. Fortbildungen zu Behinderung und Ableismus, Audismus sowie Arbeiten im Team zusammen mit Menschen mit und ohne Behinderungen. Bei Bedarf werden Gebärdensprachdolmetschung und Schriftdolmetschung organisiert. Zusätzliche Assistenzbedarfe können angemeldet werden.
Aus dem Landesbeirat wird angeregt, Peer-Perspektiven in Fortbildungen systematischer zu berücksichtigen und die Honorierung/Finanzierung von Mitwirkung angemessen auszugestalten (nicht lediglich über Sitzungsgeld).

· Aktueller Stand zum Diversity-Landesprogramm
Zum Diversity-Landesprogramm 2.0 (Strategie- und Maßnahmenprogramm zur Umsetzung des Landesantidiskriminierungsgesetzes mit Schwerpunkt auf Verwaltungsleistungen) wird berichtet, dass einzelne Maßnahmen bereits in Umsetzung sind. Ein Senatsbeschluss wird kurzfristig erwartet. Es wird hervorgehoben, dass die Maßnahmen auch Belange von Menschen mit Behinderungen adressieren (u. a. Qualifizierung/Training zu Ableismus, Einbezug verschiedener Lebensrealitäten in Verwaltungsleistungen).

· Nutzung von SQAT (webbasierter Übersetzungsservice zwischen Gebärdensprache und Schriftsprache) in der LADG-Ombudsstelle

Die unabhängige LADG-Ombudsstelle ist seit Sommer 2025 per SQAT erreichbar. Dies ist ein webbasierter Übersetzungsservice zwischen Gebärdensprache und Schriftsprache. 
Als Praxisbeispiel für die Arbeit der LADG- Ombudsstelle wird ein Fall geschildert, in dem mithilfe der Ombudsstelle eine Stufe an der Löwenbrücke in Tiergarten beseitigt und die Barrierefreiheit wiederhergestellt wurde. 

TOP 6: Themen der Abteilung Integration und Migration
· Für die Abteilung Integration und Migration werden keine aktuellen Maßnahmen vorgestellt. 
· Aus dem Landesbeirat wird um Sachstand zu einem Bauvorhaben für taube geflüchtete Menschen am Theodor-Heuss-Platz gebeten. Frau Gembus sagt zu, den Sachstand beim zuständigen Landesamt für Flüchtlinge zu erfragen und über die Geschäftsstelle eine Rückmeldung an die Teilnehmenden zu geben. 

TOP 7: Themen der Abteilung Arbeit und Berufliche Bildung
· Fachkonzept zum Eingangsverfahren und Berufsbildungsbereich (§ 57 SGB IX)
· Die Bundesagentur für Arbeit hat ihr Fachkonzept zum Eingangsverfahren und Berufsbildungsbereich überarbeitet. Hervorgehoben wird eine stärkere Ausrichtung auf Übergänge aus Werkstätten in den allgemeinen Arbeitsmarkt sowie eine stärkere Betonung von Budgetinstrumenten. Ein Link soll nachgereicht werden.

· [bookmark: _Hlk223530628]Zukunftsfähigkeit des Ausbildungs- und Arbeitsmarktes 
· Frau Böttcher berichtet, dass zur Zukunftsfähigkeit des Ausbildungs- und Arbeitsmarktes 2025 ein Interessenbekundungsverfahren durchgeführt wurde und Ende 2025 ein Dienstleister den Zuschlag erhielt. Der Auftrag umfasst schwerpunktmäßig die Bausteine „inklusive Ausgestaltung“ sowie „faire internationale Fachkräftegewinnung“. Zunächst steht die internationale Fachkräftegewinnung im Vordergrund. Das Thema „inklusive Ausgestaltung des Ausbildungs- und Arbeitsmarktes“ soll in der dritten AG-Sitzung im Juni als Schwerpunkt mit der AG vertieft werden. Dabei sollen Transparenz über das Vorgehen (z. B. Interviews, Analyseschritte) und ein breiter Barriereabbau ohne Fokussierung auf einzelne Beeinträchtigungen im Mittelpunkt stehen. 
· Eine Teilnahme der Staatssekretärin Frau Klapp ist für die Schwerpunktberichterstattung vorgesehen. 
· Die Aufnahme des Themas in die Vorhabenplanung wird nachgesteuert.

TOP 8: Aktuelles/Sonstiges
· Fachliche Weisung 01/2026 zur Komplexleistung Persönliche Assistenz

· Frau Stenger berichtet, dass Staatssekretär Bozkurt am 03.12.2025 im Abgeordnetenhaus in Aussicht gestellt hat, eine neue Fachliche Weisung Nr. 01/2026 für die Bezahlung der Assistent*innen nach TV-L EG 5 zu erlassen, die ab 01.01.2026 gelten soll. Dies ist bisher noch nicht geschehen. Das LAGeSo geht unterschiedlich mit diesem Zustand um, so dass die Arbeitgeber*innen die Assistent*innen uneinheitlich bezahlen. Es wird deshalb nochmals um Mitteilung gebeten, wann die neue Fachlichen Weisung erlassen wird.
· Thematisiert wird auch, dass eine Beteiligung der Arbeitgeber*innen an der Erarbeitung der Weisung bisher nicht stattgefunden hat, obwohl dies von Herrn Bozkurt in Aussicht gestellt wurde. 
· Frau Dr. Nieß teilt dazu mit, dass am heutigen Tag eine E-Mail mit der Bitte um Stellungnahme zu der Fachlichen Weisung an die Landesbeauftragte versendet wurde und nun davon ausgegangen werden kann, dass das Partizipationsverfahren eingeleitet wurde.

· SGB XIV – Teilhabeansprüche von Kindern und Jugendlichen 

· Herr Metzing erläutert den Sachverhalt:
Mit dem Gesetz zur Anpassung von Zuständigkeiten im Sozialen Entschädigungsrecht vom 10.05.2024 hat das Land Berlin die sachliche Zuständigkeit für die Ausführung des neu geschaffenen Sozialen Entschädigungsrechts nach dem SGB XIV dem Landesamt für Gesundheit und Soziales (LAGeSo) übertragen.
· Im Rahmen sozialer Entschädigungsansprüche können auch Leistungen zur Teilhabe geltend gemacht werden. Für Teilhabeansprüche von Kindern und Jugendlichen verfügen jedoch die Jugendämter bzw. die bezirklichen Teilhabefachdienste Jugend aufgrund ihrer fachlichen Zuständigkeit über besondere Expertise.
· Nach § 19 Abs. 5 SGB IX besteht im Rahmen von Teilhabeverfahren die Möglichkeit, im Einvernehmen mit den Leistungsberechtigten einen anderen Rehabilitationsträger mit der Durchführung des Gesamtplanverfahrens zu betrauen. Anknüpfend an diese Regelung sollte auch im Kontext des SGB XIV eine entsprechende Möglichkeit eröffnet werden, um die fachliche Kompetenz der Jugendhilfe bei Teilhabeansprüchen von Kindern und Jugendlichen nutzbar zu machen.
· Frau Dr. Würz teilt dazu mit, dass das Thema mit der zuständigen Fachabteilung im Haus besprochen wird und als extra Punkt auf die Tagesordnung der nächsten AG-Sitzung oder der nächsten Sitzung des Teilhabebeirats kommen soll.



Protokollantin: Susanna Cypra
